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s5 4s9, 425,431 HGB

1. Die Übersendung von Schadensunterlagen zur Regu-

lierung/Regressierung eines Schadens an den vermitteln-
den Makler, unter nachfolgender hausinterner Weiterlei-
tung an den Assekuradeur, begründet keine konkludente
Abtretung von Ansprüchen an den Assekuradeur'

2. Unbeschadet, ob eine Aufzeichnung/Speicherung tat-
sächlich erfolgt, ist es nicht als leichtfertig zu qualifizie-

ren, wenn ein Fahrer einen Auflieger mit Pinienkernen
mit einem Wert von ca. 390.OOO €,- ungesichert über
das Wochenende in einer privaten Zufahrt zu einem Ge-

werbetrieb abstellt und dabei - wegen entsprechender
Beschilderung und einer Videokamera - für sich davon
ausgeht, dass der Abstellort videoüberwacht ist; bei ent-
sprechender stöndiger Übung, ohne korrespondierende
Vorschäden und in Unkenntnis des besonders hohen
Warenwertes.

[Leitsätze des Einsendersl

Hans. OLG Hamburg, Urt. v. 15.O2.2023 - 6 U 55/22

(vorgehend: LG Hamburg, Urt. v. 01.04.2022 - 415

IHKO 79120)

I. Die Klägerinnen machen als angebliche tansporwer-
sicherer der K, H (im Folgenden: Versicherungsnehmerin)

Ansprüche aus übergegangenem Recht wegen des Verlustes

einer Ladung Pinienkerne geltend.

Nach der Tiansport-G Nr. 1132 sind die Kägerinnen Ver-

sicherer der Versicherungsnehmerin in unterschiedlicher

Höhe. Versicherungsmakler mit Maklervollmacht ist die E,.

Die Firma H ist Assekuradeurin der Klägerinnen.

Die Versicherungsnehmerin beauftragte die Beklagte mit
demTlansport von 10.000 kg Pinienkernen zu festen Kosten

von ihrem Lager in Geesthacht nach Ulm zu ihrem Kunden,

an den die Kerne für 395.000 USD verkauft worden waren.

Die Sendung sollte in der 9. Kalenderwoche fix erfolgen' wo-
bei in der Arlage zur Auftragsmail zum Auftrag folgender

Hinweis bei der Ablieferungsadresse erhalten war: ,Geöfl
net: i.d.R MO laden, DI liefernn. Die Beklagte beauftragte

den Nebenintervenienten mit dem Transport. Der Fahrer B

des Nebenintervenienten quittierte am 2I.02.2020 (einem

Freitag) den Erhalt der \(/are in einem einwandfreien und
vollständigen Ztsrand. Der weitere Fahrer des Nebenin-

rervenienten, der ... stellte den Auflieger am Freitag, den

21.02.2020 in der Peripherie von Eystrup in der F-allee ab.

Die F-allee ist eine private Zufahrt zum Gelände der ,...Der
Auflieger wurde gegen einen Diebstahl nicht weiter abge-

sichert. In der Nacht vom 23- auf den 24'02.2020 wurde
der gesamte Auflieger gestohlen. Atr' 24.02.2020 teilt die

Beklagte den Verlust mit. Die Versicherungsnehmerin hielt

die Bekiagte unter dem 24.02.2020 für haftbar. Die Prozess-

bevollmächtigten der Klägerinnen fordelten am Ql '04'2020

' 
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die Beklagte z,tr Zahlungdes Schadensbetrags im Namen der
Ttansporwersicherer bis zum 15.04.2020 auf.

Die Klägerinnen haben behauptet, die Schadensunterlagen
seien von der Versicherungsnehmerin an die Malderin S ge-

sendet worden. Sie hätten den Schaden auch reguliert. Das

Vorbringen der Beklagten zu den tatsächlichen Umständen
des Abstellens und einer Videoüberwachung des Ortes ha-

ben die Kägerinnen bestritten, insbesondere dass die F-al-
lee zum Zeitpunkt des Diebstahls videoüberwacht und der

Auflieger im Erfassungsbereich der Kameras gewesen sei. Die
Beklagte habe wegen der laufenden Geschäftsbeziehung zur
Versicherungsnehmerin Kenntnis vom hohen \flarenwert ge-

habt. Es sei bei der Geschäftsanbahnung über die lüfaren und
den tVert gesprochen worden. Ztdem sei der hohe \(/ert von
Pinienkernen generell bekannt.

tl
Die Beklagte und der Nebenintervenient [...] haben die

Aktivlegitimation der Klägerinnen bestritten, .allenfalls sei

die Assekuradeurin aktiv legitimiert. Mit der Übersendung

der Unterlagen an die Assekuradeurin zur Regulierung und

Regressierung seien die Ansprüche an diese abgetreten wor-
d.n. Sie haben die unversehrte Übernahme der Ladung be-

stritten. Der Z habe den Auflieger nahe seinem \Tohnort
abgestelit und sei mehrfach dort zur Kontrolle vorbeigefah-

ren. Die F-allee sei videoüberwacht und der Auflieger sei im

Überwachungsbereich abgestellt worden. Es gebe ein Schild

am Anfang der F-allee, das auf die Videoüberwachung und

eine maximale Speicherdauer hinweise' Erst beim Gespräch

mit dem Pförtner habe der Z erfahren, dass die Kamera nicht

aufzeichne, sondern nur Live-Bilder sende. Der Abstellort sei

regelmäßig vom Z genutzt worden, ohne dass es zu lJnre-

gelmäßigkeiten gekommen sei. Die Versicherungsnehmerin

habe nicht auf den immensen \7ert der Pinienkerne hinge-

wiesen und keine Sicherheitsvorgaben gemacht'

Das Landgericht hat Beweis über die Umstände de's Abstel-

lens, der Örtlichkeiten und der Videoüberwachung durch

uneidliche Vernehmung der Z t:ind Z erhoben. Das Land-

gericht hat der Klage teilweise hinsichtlich der Schadenssum-

L. ,t"ttg.g.ben, Ja die Bekiagten jedenfalls beschränkt in

Höhe der Regelhaftung auf 105.072,12 € hafrc. Die Klage

wegen der An*"ltrkotän wies es ab und sprach Zinsen ab

Reihtshangigkeit zu. Die Kägerinnen seien aktiv legitimiert,

da nach dJr-Schadensregulierung die Ansprüche nach S 86

WG übergegangen seien' Für eine Abtretung an die Asse-

kr,rad.,rririg".be es keine Anhaltspunkte'..Bei einer Scha-

densregulierJng wie hier (Meldung u.td Üb.tt"ndung der

Unterlägen ,r., i4"kler, Regulierung übe r Assekuradeur) gebe

es keinÄ Grund, eine Regulierung im eigenen Namen und

eigene Rechnung anrunehmen. Aus Sicht der Versicherungs-

.r.-h*.ri.r h"tt.äi. Anzeige die Funktion, den Kägerinnen

den Regress zu ermöglichen. Der Warenwert sei angesichts

der Haidelsre.h.t,r,lg t,.t vermuten' 5 429 Abs' 3 HCB' Die

Haftung sei begrenzt, da keine leichtfertige Handlung des

Frachtführers br-. des Z vorliege. Zwar sei das Abstellen

des Aufliegers ohne Sicherheitsschloss fahrlässig. Auf Grund

der weiteren Umstände wie der Videotiberwachung und der
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fehlenden weiteren Diebstähle am Parkorr sei jedoch nicht

von Leichtfertigkeit auszugehen. Der \flarenwert,sei der Be-

klagten nichc ü.kann, g.i..tn' Ein Miwersch.ulden wegen

d.r"f.hl..rd.., tWertdekläradon scheide aus' da. die Haftungs-

il;il;r.;;; "; 
das Zehnfache überschritten werde'

N;; J." eingereichten Unterlagen war das Landgericht

;;;; il.;uir, a"" die Sendung aus der angegebenen An-

,"fri"" pi"i."f,..rr.,t bestand' Anwaltskosten seien mangels

;;;';; ;t;;;'uzusprechen, Zinsen erst ab Rechtshängigkeit'

\(/eeen der weiteren Einzelheiten der Begründung und der

r.r,'*atrrr",g.r, wird auf das landgerichtliche Urteil verwiesen'

Gesen diese Entscheidung richten sich die Klägerinnen'

a-."äa"t Urteil am 0I'04'2022 zugestellt wurde' mit ihrer

^ 
1si+.2022 erngelegren Berufung, die binnen der bis

t"^ O t.OZ .ZOZZ välaigerten Begründungsfrist begründet

wurde. Sie wenden sich insbesondere gegen die Bewertung

äo i"tdg..i.hts, dass die Haftungsbegrenzung nicht entfal-

i."..i. OL fehlende Sicherung des Aufliegers spreche für ein

o urlifiri.r,., V.rschulden. Die Videoüberwachung verhinde-

ä den Diebstahl nicht. Der Zhabesich hier überhaupt nicht

damit auseinandergesetzt, ob die Kamera aufzeichne' Es sei

falsch disponi.rt *ärd.n und nicht aufeinem sicheren Park-

.rlatz abeestellt worden. Auf den \farenwert sei hingewiesen

i"ord.n."D", Landgericht habe nicht berücksichtigt, dass der

Fahrer eingeräumt habe, nicht geschult worden zu sein'

t...1

Die Beklagte und der Nebeninteryenient, die am 18' 1 1'2022

u.rter rw.]*ö chi ger Fristse t^tng ..;.tt Berufun gserwiderung

aufgefordert *urä..t, richten sich mit ihren am 0l'12'2022

un& oz.l'z.zo22 e\ngelegtenAnschlussberufungen gegen das

landgerichtliche Urteil.

t...1

Die Beklagte und der Nebenintervenient verteidigen die An-

nahme deiLandgerichts, dass kein Fali von S 435 HGB vor-

liege. Der ... h"Ü. den Auflieger in einem videoüberwachten

,rnä .ticht diebstahlsgeftihrdeien Bereich abgestellt' in dem

jahrelang nichts passiert sei. Der \(arenwert sei nicht be-
'k"nn, gä.r.n. Es f.hl. am sublektiven Tätbestand des S 435

HGB.bie Klägerinnen seien nicht aktiv legitimiert' Mit der

Übersendung Jer Schadensunterlagen an die Assekuradeurin

seien die Ersftzansprüche der Versicherungsnehmerin an die-

se und nicht an die Klagerinnen abgetreten worden'

t...1

II.

Die zulässige Berufung der Klägerinnen ist hinsichtlich eines

Teils der Tlrn rnbegründet, im Übrigen unbegründet (unter

1.). Die zuiässigen"Anschlussberufungen der Beklagten und

des Nebenintervenienten sind unbegründet (unter 2')'

1. Die zulässige Berufung der KJägerinnen ist.lediglich hin-

sichtlich der Z"insentsch.foung begründet' Im Übrigen ist die

Berufung unbegründet und zurückzuweisen' Die Beklagte

haftet wie ein Fiachtführer, da sie die Befiorderung unstreitig

zu einem festen Preis übernommen hat, SS 459,425 }{GB'
Allerdings ist diese Haftung, wie das Landgericht zutreffen-

derweisJfestgestellt hat, b.t*.htättkt auf den Haftungshöchst-

betrag nach 5 <f l UCg. Die Haftungsbegrenzung ist nicht

nach S 435 HGB entfallen. Ein Anspruch auf vorgerichtli-

che Anwaltskosten besteht nicht. Zinsen können die Kläge-

rinnen jedoch bereits ab dem 16.04'2020 verlangen'

a) Die Verurteilung der Beklagten zu einer Zahiung in

dUnO statt in d.n"b.".ttr"gten USD stellt keinen Verstoß

sesen S 308 ZPO d"r urrJbel"stet die Klägerinnen auch

iiitrr. Ui.t liegt wegen der gesetzlichen Anordnung in S 431

Abs. 4 HGB k.in 
"liud 

hinsichtlich des Klagantrags vor' Der

Haftuneshöchstbetrag ist nach S 431 Abs' 4 HGB in Euro

rl-rur.Ihn.n. Im ÜLrigen ist bei verständiger \fürdigung

und Auslegung der Anträge nicht festzustellen' dass die

KlägerinnÄ ,rii,tg..td die Verurteilung in USD erstrebten'

Geg"e.r di. V.r,rrrellrrng der Beklagten zur Zahlungin EURO

d,ri.h d", Landgerichi wenden sich die Klägerinnen nicht'

Den Streitwert ies Verfahrens und ihren Schaden berechnen

die Klägerinnen in Euro an Hand eines konketen Umrech-

,rl.rngrki,rr.r. Der Schaden ist ihnen in der Höhe des \üech-

s.lk,Irse, an dem Tag der Zahlung 1'5'v' $ 249 BGB entstan-

den. Es ist weiter nicht fest,ustellen, dass die Klägerinnen

das \Techselkursrisiko und eine ungünstigere Encwicklung

des USD zu ihren Lasten mittragen wollen'

b) Die Klägerinnen haben nur einen Anspruch auf Ersatz

ei.res Sch"d".ns i.H.v. insgesamt 105'072,12 €"SS 459' 425'

431 HGB.

aa) Das Landgericht hat zutreffend angenommen' dass die

Kläg.ri.t.,.n d"ie Übergabe von 10'000 kg Pinienkerne dar-

g.le"gt ,rnd nachgewieien haben. Es wird insoweit auf die

äorüg. Begründirng Bezug genommen' Der Schaden be-

zrig[äh der"Regelha=ft,rng b.r..hnet.sich nach S 431 HGB

^ui 
S,Z3 Rech"nungseinheiten pro kg bei 1.0'000kg' Bei

einem \fert eines S"anderziehungsrechts am Übernahmetag'

dem 21.02.2020, von 1,26137 € entspricht dies insgesamt

105.072,12€. Die auf die jeweiligen Klägerinnen entfallen-

den Beträge ergeben sich aus dem Tenor des (berichtigten)

landgerichtlichen Urteiis.

bb) Die Haftungsbegrenzung ist nicht .1ach S 435 HGB

.nif"ll.n. Die Ha'ftungsb.gt.nz,tng entfällt dann, wenn der

Schaden auf eine H"näl"ng oder Unterlassung zurückzufüh-

ren ist; die der Frachtführei vorsätzlich oder leichtferdg und

in dem Bewusstsein, dass ein Schaden mit \flahrscheinlich-

keit eintreten werde, begangen hat, 5 435 HGB' Das Tatbe-

standsmerkmal der Leichtfeitigkeit erfordert einen besonders

schweren Pflichtenverstoß, bei dem sich der Frachtführer

oder seine )Leute( in krasser 
-Weise über die Sicherheitsin-

teressen des Vertragspartners hinwegsetzen' Das subjektive

Erfordernis des Belvusstseins von der tVahrscheinlichkeit

des Schadenseintritts ist eine sich dem Handelnden aus sei-

nem leichtfertigen Verhalten aufdrängende Erkenntnis' es

werde wahrschäittll.h ein Schaden entstehen' Eine solche

Erkenntnis als innere Tatsache ist dann anzunehmen' wenn

das leichtfertige Verhalten nach seinem Inhalt und nach den

Umständen, ,int., d..t.n es aufgetreten ist, diese Folgerung

rechtfertigt (std. Rspr., BGH, VersR 201I, 819' 821)' Da'

,r".h h"t ä"s Landgericht zutreffend festgestelit, dass (noch)

keine Leichtfe.tigli.it vorliegt. Die Klägerinnen haben kein

für sie günstigeres Ergebnis nachgewiesen'

(a) Das Abstellen des abgekoppelten Aufliegers ohne Siche-

, un gr-*ß rrrhmen wie eineni.- Zapf enschloss-im öffen tlichen

Rrä irt zumindest leicht fahrlässig (vgl' HansOLG Ham-
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burg, RdT\7 2017, 420 [= TlanspR 2017 ' ll3])' Der Auf-

liegär kon.tt. durch ein unverdächtiges Ankoppeln durch

Dritte entwendet werden. Die Kontrollfahrten waren zur Ver-

hinderung des Diebstahls auch ungeeignet, denn sie konnten

einen Diebstahl nicht verhindern, sondern nur aufdecken'

Die weiteren Umstände genügen jedoch noch nicht, um von

einem qualifizierten Verschulden i.S.v. S 435 HGB auszuge-

hen. Zwar war der Abstellort eine Privatstraße, so dass eine

Beobachtung durch andere Verkehrsteilnehmer oder ggf'

auch Passanän kaum erfolgen konnte. Das Ankoppeln eines

Aufliegers ist auch nicht per se auffd1lig. Der Auflieger wur-

d. ,rli.rn über ein \Tochenende abgestellt, so dass mit noch

weniger Aufkommen im Bereich der Privatstraße zu rechnen

war. ÄIlerdings ist zu beachten, dass die genutzte Straße kein

diebstahlsträchtiger Ort war. Konkrete Diebstähle in diesem

Bereich sind nicht dargelegt. Die Zeugen haben für die Ka-
gerinnen keine günstigeren Umstände mitgeteilt. Der Z hat

6ekr-rr-rd.t, d"rs ltt seinen 5 ll2 Jahren Arbeitszeit dies der

erste Diebstahl gewesen ist. Der Z hat, obwohl er dort schon

länger abstellt, ebenfalls noch keinen Diebstahl erlebt' Beim

ausgewählten Parkplatz war damit schon nicht davon auszu-

gehln, dass Diebesbanden dort nach geeigneten-Aufliegern

zum Enrwenden suchen. Dem Auflieger war auch nicht an-

zusehen, dass er möglicherweise besonders diebstahlsgeeig-

nete \(/are geladen hatte. Selbst wenn man den Auflieger vor

Ort bereits-geöffnet hätte, wären die Pinienkerne nur ein Teil

der Ladung gewesen, wozu mit Mörtel und Konservendosen

kein attrakiives Diebesgut gezähk hätte. Die Kerne sollen zu-

dem im hinteren Bereich gestanden haben.

DemZ musste sich nicht aufdrängen, dass es wahrscheinlich

zum Diebstahl kommen werde. Das Landgericht stellt bei sei-

ner Prüfung der Umstände berechtigterweise darauf ab, dass

der Z denitcW i" einem Bereich abgestellt hatte' der erkenn-

bar durch eine Kamera überwacht wurde (Schilder und Kame-

ramast). DerZhatgeschildert, dass er den LK$7 genau in dem

Bereich abgestellt hat, den die Kamera überwacht' Eine Ka-

meraüberwachung verhindert den Diebstahl zwar auch nicht,

als bei einem (schnellen) Entwenden selbst bei Beobachtung

die Diebe bereits weg sein könnten' Allerdings geht von einer

Videoüberwachung und -aufzeichnung, wie sie hier angesichts

des Schilds nahelag, eine Abschreckungswirkung aus, da der

Diebstahl nicht unbeobachtet bieibt und eine Fahndung nach

den Tätern erfolgsversprechender wird. Zwar hat der Z bekun-

det, dass der Auflieger bei dem unterstellten Abstellort recht

weit von der Kamera entfernt war und das Ankoppeln vermut-

lich nicht zu sehen gewese n wäre. Auf der anderen Seite stand

der LKW jedoch direkt bei dem Videoüberwachungsschild, so

dass einem potentiellen Dieb die Gefahr einer Uberwachung

vor Ausen n.ftlht, worden wäre. Schließlich müsste der Dieb,

ohn. dln gärrru.n Überwachungsbereich der Kamera zu ken-

,r..r, u.rr.,ih..r, sich gänzlich auilerhalb der Überwachung mit

einer Zugmaschine zu bewegen, damit keinerlei Identifizie-

,,rng (brpw. über Nummernschilder oder andere Merkmale)

moglich wird. Dass es für den Z ausreichend war, da.s.s er von

einJr Videoäberwachung ausgegangen ist, begründet ebenfalls

noch keine Leichtfertigkeit' Der Zeuge ist angesichts der Be-

schilderung und der aufgebauten Kamera subjektiv davon aus-

gegangen, dass eine Überwachung - mit Au9eichnung - statt-

A"?.,. Angesichts des Hinweises auf die Videoüberwachung

und der vorhandenen Kamera kann man es dem ZelI nicht

vorwerfen, dass er subjektiv von einer Aufzeichnung ausgegan-

gen ist und diese eine gewisse Sicherung vor einem Diebstahl

6i.tet. Es ist auch nicht ersichtlich, dass der Z eine sich auf-

drängende Möglichkeit (fehlende Aufzeichnung) nicht wahr-

g.nÄ-.r, h"i K"-.r" und Schild sprachen ftir eine hinrei-

Ih.nd. Überwachung der Privatstraße und stützten jedenfalls

die Annahme, dass ein Diebstahl ,erschwertn ist. Dass es gar

keine Kamera gab oder diese weggeschwenkt war, haben die

Klägerinnen nicht nachgewiesen-.- Beide Zeugen haben im

Geg"enteil bestätigt, dass die Kamera damals bereits aufgebaut

-".1 D., Z erIlai, dass die Kamera nicht verschwenkt werden

kann. Dass der Z sich nicht noch einmal nach dem Abstellen

vergewissert hat, dass die Kamera auf den Standstreifen aus-

g.ti.htet war, ändert nichts an der Beurteilung, da es keinen

Anlass gab, von etlvas anderem auszugehen.

Es ist arrar richtig, dass der Z seine Maschine woanders hät-

te abstellen können. Hierin ist aber angesichts des gewählten

konkreten Platzes und der Umstände kein leichfertiges Hin-
wegsetzen über die Sicherheitsinteressen der Klägerin zu sehen,

(b) Schließlich hat das Landgericht berechtigterweise auch

keine Leichtfertigkeit deswegen angenommen, weil man

andere Sicherheitsvorkehrungen hätte treffen müssen, Der

Vortrag dazu, wann und wie die Beklagte Kenntnis vom ho-

hen tVärenwert erlangt haben soll, ist pauschal und unsubs-

tantiiert. Die Rüge der Berufung, es hätte eines Hinweises

bedurft, woraufhin man zu den Umständen weiter vorgetra-

gen hätte, greift nicht. Ein gerichtlicher Hinweis war ent-

6ehrlich, da die Klagerinnen von der Beklagten die gebotene

Unterrichtung erhalten haben (vg1. BGH' NJ\7-RR 2008,

581, 582) . Die Beklagte hat die Klägerin mit Schriftsatz vom

23.07 .2021 und z9 .09 .2021 darauf hingewiesen, dass nicht

erklärt werde, ,wann wohl wen und aus welchem Anlass wo,

auf welchen \Tarenwert hingewiesenn wurde, und dass keine

korrespondierenden Unterlagen vorgelegt würden, Unab-

hängig davon hätte im Einzelnen ausgeführt werden müssen,

*"r-"',rf den erForderlichen, aber unterbliebenen Hinweis

vorgetragen worden wäre (BeckOKZPOluon Selle' 5139
Rn. 54 Ä.w.N.). Der Vortrag muss seinerseits subsumtions-

fähig sein; es genügt nicht, die Rechtsverfolgung oder -vertei-

dig;ng lediglich ihrer äußeren Form nach darzustellen, ohne

diä. ll"h"ltli.h mit Vortrag zu füllen (BeckOKZPO luon Sel'

te, S 139 Rn. 54 m.w.N.). Die Klägerinnen wiederholen mit

der Berufung den pauschalen und unsubstantiierten Vortrag

aus der erst; Instanz. Zwar er[ären die Klägerinnen noch

pauschal, welche Unterlagen man hätte vorlegen können'

ko.rkr.t..t Vortrag dazu, wann und wie der Beklagten 
-der'Warenwert bekannt gewesen sein soll, wird weder gehalten

noch werden diese Unterlagen konkret benannt oder tatsäch-

lich vorgelegt. Im Übrigen würde allein der hohe \Tarenwert

für si.h-genommen noch keinen hinreichenden Anlass dazu

begründln, besondere Sicherheitsvorkehrungen zu treffen'

H[r sind auch die konkreten Umstände wie erwa auch die

Verwertbarkeit der Sendung in den Blick zu nehmen'

(c) Eine fehlende Schulung des Frachtführers über ein si-

cheres Abstellen stellt keinen qualifizierten Pflichtenverstoß

nach 5 435 IHGB wegen eines Organisationsversagens dar'

Unabhängig davon, ob die Beklagte hierzu überhaupt hätte

schulen Äiit..t, stellt die fehlende Schulung jedenfalls kein

hinreichendes Hinwegsetzen über die Sicherheitsinteressen

der Klägerin i.S.d. S 435 IHGB dar. Die Beklagte konn-

t. d",ror-, ausgehen, dass dem Frachtfijrhrer die Grundzüge

?r; rr; pil i l-: : {;2.; 411
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zueinemsicherenAbstelleneinesAufiegersbekanntsind,
il;;il ;; ;." Punkten, die sich jedem unbefansenen

Dritten erschließen.

EslieetkeinPflichtenverstoßderBeklagtenvor'weildiesesich
r,i.h,""r, die Vorgaben zu einer Ablieferung erst arn Montag

""nJr." habe. Eine konftrete Vorgabe zu einer Abholung am

ilo.r,rg, so dass der Tlansport. nicht über das tüZochenende

,r"*fi.rä.,, gab es entgegen der k1ägerischen Aufhssung r-richl'

Der Tianspätauftrag enthdlt keine Vorgaben zu einem Abhol-

rermin, ,o.rd.ttt nur zu einer Ablieferung (fix in K\7 09120)'

Der Hinweis darauf,, wann man in der Regel liefern soll, stellt

keine konkrete Vorgabe dant dat, dass (aus Sicherheimgründen)

der Tiansport nicht über das \Tochenende stattfinden soll'

(d) Der Fall des LG Stuttgart, den die Klägerinnen zirieren'

stellt sich anders dat da der Fahrer dort bereits gegen die

internen Anweisungen zum Abstellen verstoßen hatte' Eine

Videoüberwachung gab es nicht. Das zitierte LG Düsseldorf

nimmt bei der Prüfung von Art. 29 CMR den Maßstab der

groben Fahrlässigkeit an (bezugnehmend auf die Zeftvor det

tranrportr..htsreform). Gerade in subjekdver Hinsicht stellt

S 43t HGB aber höhere Anforderungen hinsichdich der

Leichtfertigkeit (MünchKom mHGBlThume, S 435 Rn. I 1).

Soweit die Klägerinnen zu ihren Gunsten auf das Urteil des

BGH, RdT\f 2020, 366 [= TianspR 2020, 44ll verweisen,

ist diesem Urteil nicht zu entnehmen, dass das Abstellen

eines Aufiegers ohne Zapfenschloss in einem Gewerbegebiet

generell ein qualifiziertes Verschulden begründet. Der BGH
hat di. Sache zur Prüfung eines qualifizierten Verschuldens

unter Berücksichtigung aller Umstände gerade an das Beru-

lungsgericht zurückverwiesen.

c) Die Klägerinnen haben keinen Anspruch auf die vorge-

richtiichen Anwaltskosten, insbesondere nicht aus SS 280,

286 BGB. Ein Verzug der Beklagten im Zeitpunkt des Auf-
trags an die Prozessbevoilmächtigten ist nicht hinreichend

dargelegt. Es ist nicht dargelegt, dass und wie die Beklagte

zur Leistung einer bestimmten Forderung aufgefordert wur-
de und gemahnt hat. Der Hinweis auf eine Haftbarhaltung
genügt nicht, da der konkrete Inhalt der Haftbarhaltung un-
bekannt ist. Die Mitteilung, dass es zu einem Varenverlust
gekommen ist, ist keine Selbstmahnung. Die Anforderungen
sind hierzu streng (BeckO GKI Dornis, BGB, S 286 Rn. 195).

Es geht darum, dass der Gläubiger erkennbar davon ausgehen

durfte, auf eine Mahnung zu verzichten. Dies ist bei der Mit-
teilung eines \Tarenverlustes nicht erkennbar. Die Rüge, dass

das Landgericht einen Hinweis hätte erteilen müssen, geht
fehl. Eines Hinweises bedurfte es nach S 139 Abs. 2 Sarzl
HGB schon nicht, da es um eine Nebenforderung geht.

d) Zu korrigieren ist die landgerichtliche Entscheidung le-
diglich hinsichtlich der Zinsen. Den Klägerinnen steht ein
Anspruch auf Verzinsung der Beträge aus der Regelhaftung
ab dem 16.04.2020 und nicht erst ab Rechtshängigkeit zu.

Das Landgericht hat übersehen, dass die Klägerinnen die Be-

ldagte mit dem Schreiben vom 01.04.2020 utm Ablauf des

15.04.2020 gemahnt haben. Dem Schreiben ist bei verstän-

diger \fürdigung und entgegen der Auffassung der Beklagten

deutlich zu entnehmen, dass man ftir die Klägerinnen die Be-

kJagte mahnte . Im Schreiben heißt es an nvei Stellen, dass man
den Tiansporwersicherer vertrete (nicht die Assekuradeurin)

und der Regressanspruch nach Regulierung per Gesetz überge-

gangen sei. Da die Assekuradeurin üblicherweise umfassende
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Vollmacht hat, konnte sie die Anwdlte auch für alle Versicherer

beauftragen. Ob die Assekuradeurin den Auftrag im eigenen

Namen gegenüber den Anwälten erteilt hat oder im Namen

der Versi.herer, ist unerheblich. Denn die Mahnung wurde

ausdrücklich im Namen der Klägerinnen abgegeben.

2. Die zulässigen Anschlussberufungen sind unbegründet.

Das Landgericht, auf dessen Begründung voll umfänglich

verwiesen wird, hat zu Recht entschieden, dass die Klägerin-

nen aktiv legitimiert sind.

a) Die Klägerinnen sind aktiv legidmiert, da an sie durch

die Übersendung der Schadensunterlagen alle Ansprüche auf

S chadensersat, li-onklud.nt ab getreten wurden. Die Überlas-

sung der Schadensunterlagen an den Versicherer ztm Zwe-

.k. det Prozessführung, der letztlich für den Ausgleich des

Schadens gegenüber dem Geschädigten verantwortlich ist

und geleistet hat, hat allein den Sinn, diesen in den Stand zu

setzen, die Ansprüche erfolgreich geltend zu machen (BGH,

NJ\f 1997, 729; TlanspR 2008, I 13). Daz;u gehört nach der

Vorstellung und dem Willen wirtschaftlich denkender Par-

teien erfahrungsgemäß auch, dass dem Versicherer alle vor-

handenen Ansprüche gegen den Schädiger abgetreten wer-

den. Einer ausdrücklichen Erklärung bedarfes hierzu nicht.

Es ist vielmehr von einem konkludenten rechtsgeschäftlichen

Verhalten auszugehen (BGH, a.a.O.). Maßgeblich ist damit,

welches Angebot in der Übersendung der Unterlagen und

der Anzeige zu sehen ist. Hier hat die Absenderin die Scha-

densanzeige und die -unterlagen zunächst unstreitig an die

Versicherungsmaklerin übersandt und die Unterlagen sind

dann (intern) an die Assekuradeurin weitergeleitet worden.

Mit der Übersendung an die Maklerin ist die Versicherungs-

nehmerin ihren Pflichten zur Schadensanzeige gegenüber

den Versicherern nachgekommen. Aus der Sicht der Ver-

sicherungsnehmerin diente die Anzeige dazu, dass sie ihre

Versicherer in den Stand versetzt, den Schaden auszugleichen

und zu regressieren (vgl. OLG Brandenburg , t+s 2019, 466) .

Die Maklerklausel ist auch nicht unwirksam. Maklerklauseln

sind zwar eher selten (Rüffel/ Halbach/Schimikouski/Münhel,

WG, S 69 Rn. S), aber das Einräumen einer ausdrücklichen

Vollmacht, wie hier, ist grundsätzlich möglich (vgl. auch den

Fall des OLG Brandenburg, r*s 2019,466).

Mit dem Versand hat die Versicherungsnehmerin gegenüber

den Klägerinnen ein Angebot auf Abtretung abgegeben.

Nachdem die Klägerinnen .zvt tansporwersicherung und

den Beteiligungsverhältnissen weiter vorgetragen haben [. . .]

ist die Beklagte dem nicht mehr konkret entgegengetreten.

b) Dass die Unterlagen intern an die Assekuradeurin weiter-

gereicht wurden, ändert nichts daran, dass aus Sicht eines

objektiven Empfängers die Versicherungsnehmerin ein An-
gebot an die Versicherer gerichtet hat und nicht an die Asse-

kuradeurin (vgl. bereits HansOLG Hamburg, RdT\f 2019'

33 [= TianspR 2019, 2l]) . Denn die Versicherungsnehmerin

hat die Anzeige entsprechend dem Versicherungsverhältnis

lnd Ziffer 18 der Bedingungen an die Maklerin als Emp-
fangsvertreterin der Versicherer übersandt. Die Versiche-

rungsnehmerin hat die Unterlagen gerade nicht direkt an

die Assekuradeurin oder an die Maklerin zur tVeiterleitung

an die Assekuradeurin geschickt. Ob und was intern dann

bei der Schadensbearbeitung passiert, ist für das Angebot auf
konldudente Abtretung durch die Versicherungsnehmerin

dann nicht mehr relevant. Im Übrigen ist zu sehen, dass die
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Luft Entscheidungen

Assekuradeurin umfassender Versicherungsvertreter ist und
daher regelmäßig im fremden Namen auftritt...Hierauf hat

das LG auch zutreffend hingewiesen. \7äre die Ubersendung
der Schadensunterlagen an den Assekuradeur tatsächlich
zugleich ein konkludentes Abtretungsangebot, bedürfte es

einer gewillkürten Prozessstandschaft nicht, wie sie Gegen-

stand der von der Beklagten zitierten Urteilen ist. \7arum ein
Versicherungsnehmer mit der Übersendung der Unterlagen
seine Ansprüche an den Assekuradeur abtreten will, obwohl
sein Vertragspartner der Versicherer ist, ergibt sich aus den
Interessenlagen nicht. Sofern die Beklagte davon spricht, dass

die Unterlagen zur Regressierung und Regulierung an die
Assekuradeurin gelangt seien, unterstellt die Beklagte eine
\üTillensrichtung beim Handeln der Versicherungsnehmerin,
welche der obigen Interessenlage widerspricht. Tatsachen,

aus denen man auf eine solche \Tillensrichtung der Versi-
cherungsnehmerin schiießen kann, werden nicht dargelegt.

\7enn die Beklagte behauptet, dass die Assekuradeurin im
eigenen Namen und auf eigene Rechnung den Schaden be-

arbeitet, reguliert und vbrprozessual regressiert habe, kommt
es hierauf nicht an. \(ie die Assekuradeurin bei der Regu-

lierung verfälrt, ist für die bereits zuvor erfolgte Abtretung
unerheblich.

c) Im Übrigen ist die Beklagte dem konkreten Vortrag zur
Regulierung der Assekuradeurin über das Tieuhandkonto
der Versicherer nicht weiter entgegengetreten, so dass die
Klägerinnen auch nach S 86 WG im \Vege des Forderungs-
übergangs aktiv legitimiert wären. Die Behauptung, dass ein
Assekuradeur gewohnheitsrechtlich verpflichtet sei, im eige-

nen Namen und auf eigene Rechnung zu regressieren und
dies immer tue, ist unerheblich. Denn der Assekuradeur ist
nicht Anspruchsinhaber. Die von der Beldagten angegebenen

Zitate aus der Rechtsprechung befassen sich mit der Prozess-

standschaft, also der Geltendmachung eines fremden Rechts

und nicht mit der Rechtsinhaberschaft des Assekuradeurs.

Zwar hat Bundesgerichtshof einmal ausgeftihrt, dass dann,
wenn ausschließlich ein Assekuradeur bei der Schadensregu-

lierung in Erscheinung tritt und dieser im eigenen Namen an

den Geschädigten auszahlt, er an die Stelle des Versicherers

trete (vgl. BGH, VersR 1985, 753). Gegenstand der Ent-
scheidung des BGH war aber zum einen eine ausdrückliche
Abtretung an den Assekuradeur. Zum anderen ging es um
das Problem einer Abtretung eines Freihaltungsanspruchs

und dessen Umwandlung in einen Zahlungsanspruch. Der
Hinweis darauf, dass der erkennende Senat die Ubersendung
der Unterlagen an die Assekuradeurin als konkludente Abtre-
tung an diese angesehen habe, trifft nicht zu. In der erwähn-
ten Entscheidung RdT\f 2 019, 33 [= TianspR 20 \9,211 hat
der Senat im Gegenteil gerade unter II. 2. d) ausgeführt, dass

ein etwaiges stillschweigendes Angebot der Versicherungs-

nehmerin auf Abschluss einer Abtretungsvereinbarung durch
Übersendung der Schadensunterlagen sich nicht an die kla-
gende Assekuradeurin, sondern ailenfalls an die tansport-
versicherer gerichtet hatte (RdT\7 2019,33,36, [= TianspR
2019,21) bei juris Tz. 49).

t...1

IV. Der Streiwvert wäre gem. S 40 GKG für die Berufungs-
instanz auf den \rert von 396'500 u$ am 29 '04'2022 (Ein-

gang der Belufung) mit 376.185,95 € anzunehmen (Refe-

ienrkurs der EZB am 29.04.2022 - 1,054). Der Nfert ist

aber gem. S 47 Abs. 2 GKG auf den \fert der ersten Instanz

begrenzt, somit auf 326 .015,45 € (Referenzkurs der EZB am

14.12.2020 [Eingang der Klage war am 12.12.2020, als kein
Referenzkurs festgestellt wurde] = 1,2162). Die Streitwert-
festsetzung elfolgt gem. S 63 Abs. 3 Nr. 2 GKG auch für die

1. Instanz.

Einsender: RA Benjamin Grimme, Hamburg

Luft

Art. 17 ,40 MÜ; S 280 BGB

1. Ein Flughafenbetreiber haftet für den Verlust von
Koffern nicht auf Schadensersatz nach Art. 40 MÜ, da
er nicht ausführender Luftfrachtführer im Sinne dieses
Übereinkommens ist.

2. Die Haftung nach 5 280 BGB aus einer Verletzung des

von dem Luftfrachtführer mit einem Abfertigungsunter-
nehmen geschlossenen Bodentransportvertrages mit
Schutzwirkung zugunsten Dritter scheidet mangelndes
Schutzbedürftigkeit aus, wenn der Geschädigte Ansprü-
che aus Art. 17 MÜ gegen die Fluggesellschaft geltend
machen kann.

3. Den Flughafenbetreiber trifft zwar eine Fürsorge-
pflicht wegen der gewerbsmäßigen Lagerung bzw. Be-

förderung von Sachen. Diese reicht jedoch nicht so weit,
dass Diebstähle betriebsfremder Dritter unterbunden
werden müssten.

[Leitsätze der Redaktion]

LG Frankfurt, Urt. v. 07.1O2O22 - 2-28 O 238,121

ECLI :DE:LGFFM:2O22z|OO7 .2.28023 8.2l.OO

Die Kläger begehren Schadensersatz för auf dem Flughafen

Frankfurt abhandengekommene Koffer.

Am Flughafen Frankfurt war der Mitarbeiter der Beklagten

... am 22.02.2020 damit beauftragt, das Flugzeug "' im
,Inboundu abzufertigen. Dazu fuhr er mit seinem Fahrzeug

und zwei Gepäckswagen an die Abfertigungsposition " ' und

begann mit dem Ausläden der Gepäckstücke- Beim Entladen

dei Gepäckstücke wurde er von zwei fremden Männern in

s.hw"rien Hosen und gelben \Tarnwesten unterstützt, die

mit einem weißen Kleinwagen im Anfertigungsbereich ein-

eetroffen waren, von denen .. ' ausging, es handle sich um

il."-p"g.rr., die die Abfertigung koordinieren. Auf dem

W.s rÄ Terminal veranlassten ihn die beiden Männer, die

ftini streitgegenständlichen Koffer von seinem Gepäckswa-

sen abz,ilJen. [...] Eine nach der Ver'lustmeldung der Ge-

iackstücke von der Beldagten durchgeführte Suche blieb

erfolglos. Videoaufnahmen zum Vorgang existieren nicht, da

es sich bei den auf das Vorfe ld gerichteten Kameras um Live-
Kameras handelt, die der Steuerung des Verkehrs dienen. Zu
diesem Bereich des Flughafens ist der Zugangnur berechtig-
ren Personen gestattet. Die Beklagte führt eine Zutrittskont-
rolle durch, bei der ein von der Beldagten ausgesteliter FIug-
hafenausweis oder ein Flugbesatzungsausweis vorzulegen ist.
Bei der Ausfahrt finden Stichprobenkontrollen srarr. . .. I war
von Januar 201 9 bis Juli 2020 ftir die Beklagte rärig und war
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